
Gemeindeabstimmung 
vom 25. September 2016
Botschaft des Grossen Gemeinderates zur Vorlage

Änderung baurechtliche Grundordnung
bestehend aus
− Zonenplan Zone mit Planungspflicht ZPP D Dükerweg
− Baureglement Art. 59 Zone mit Planungspflicht ZPP D Dükerweg
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Die Einwohnergemeinde Steffisburg
–	 gestützt auf Art. 31 Abs. 1 Bst. b der Gemeindeordnung vom 3. März 2002
–	 auf Antrag des Grossen Gemeinderates

beschliesst:

1.	Die Änderung der baurechtlichen Grundordnung, bestehend aus:
– Änderung Zonenplan Zone mit Planungspflicht ZPP D Dükerweg
– Änderung Baureglement, Art. 59 Zone mit Planungspflicht ZPP D Dükerweg

wird angenommen.

2.	Mit dem Vollzug dieses Beschlusses wird der Gemeinderat beauftragt.

Die Abstimmungsfrage lautet:
Wollen Sie diese Vorlage annehmen?

Der Grosse Gemeinderat hat die Vorlage am 17. Juni 2016 
mit 31 zu 0 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) gutgeheissen. 
Der Grosse Gemeinderat empfiehlt, die Vorlage anzunehmen.

Steffisburg, 17. Juni 2016

Grosser Gemeinderat Steffisburg
Präsident	 Stv. Gemeindeschreiber
Daniel Schmutz	 Christoph Stalder

Aktenauflage
Die Akten zu diesem Geschäft liegen bis zum Abstimmungstag bei der Gemeinde­
verwaltung Steffisburg, Abteilung Hochbau/Planung, Höchhusweg 5, 3612 Steffisburg, 
während den Öffnungszeiten zur Einsichtnahme auf.

Die Änderung der baurechtlichen Grundordnung, bestehend aus Zonenplan Zone mit 
Planungspflicht ZPP D Dükerweg und Baureglement Art. 59 Zone mit Planungspflicht 
ZPP D Dükerweg sowie der Erläuterungsbericht sind auf der Gemeindehomepage 
www.steffisburg.ch ebenfalls publiziert und abrufbar.

Abstimmungstext
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A Worum 
geht es?

B Die Vorlage 
in Kürze

Aufgrund einer Nutzungsstudie und 
einem anschliessend durchgeführten 
Studienauftrag wurden für das Areal 
Dükerweg der Perimeter festgelegt und 
bisher fehlende Bestimmungen im 
Baureglement Art. 59 Zonen mit 
Planungspflicht ZPP D Dükerweg 
erarbeitet. Diese Bestimmungen sollen 
nun in der baurechtlichen Grundordnung 
verankert werden.

1.	Nach der zweimaligen Nichtgenehmi­
gung der Baureglementsbestimmun­
gen für das Gebiet Dükerweg durch 
das Kantonale Amt für Gemeinden und 
Raumordnung initiierte die Gemeinde 
im Jahre 2011 eine Nutzungsstudie für 
das Areal und erliess hierzu ein Pla­
nungsprogramm. Der Planungsperi­
meter der Nutzungsstudie beschränkt 
sich innerhalb des beabsichtigten Peri­
meters zur ZPP D auf die Parzellen 
von drei Grundeigentümern 
(Gemeinde und zwei Private), da die 
Parzellen oder Parzellenteile der ande­
ren Grundeigentümer überbaut sind 
oder nur ein geringes Erweiterungs­
potential aufweisen resp. nicht für 
eine Bebauung zur Verfügung stehen.

2.	Die Gemeinde und der Grundeigentü­
mer I (Grundeigentümer II verzichtete 
auf eine aktive Teilnahme) stellten je 
ein Planerteam, welches gemäss den 
Vorgaben im Planungsprogramm eine 
Nutzungsstudie erarbeitet. Als Grund­
lage für die Nutzungsstudie wurde 
vorgängig ein Verkehrsmodell erarbei­
tet und die verkehrlichen Rahmenbe­
dingungen des umgebenden Strassen­
netzes definiert.

3.	Die Resultate der zwei Nutzungsstu­
dien wiesen unterschiedliche Nut­
zungsdichten auf, wobei augenfällig 
war, dass die arealinterne Qualität 
sowie die städtebauliche Integration in 
das Unterdorf mit zunehmender 
Dichte abnahm. Daher liess der 
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Gemeinderat beide Projekte mit der 
Vorgabe einer Ausnützungsziffer (AZ) 
oberirdisch von 1.25 überarbeiten. 

	 Die Ergebnisse belegen, dass die AZ 
von 1.25 ein Maximalmass darstellt, 
welches nur mit einer optimalen Anord­
nung der Volumen quartierverträglich 
erreicht werden kann. In einem 
anschliessenden Studienauftragsver­
fahren, dessen Ergebnis Grundlage für 
die Überbauungsordnung sein wird, 
wurde dieses maximale Nutzungsmass 
nochmals bestätigt.

4.	Auf der Basis der überarbeiteten Nut­
zungsstudien wurden die Reglements­
bestimmungen zur ZPP D Dükerweg 
erarbeitet und zur öffentlichen Mitwir­
kung freigegeben. Es gingen insge­
samt 13 Eingaben von Privaten und 
Vereinen ein. Zu diesen Eingaben 
nahm die Planungsbehörde im Mit­
wirkungsbericht Stellung.

5.	Die öffentlichen Planauflagen erfolgten 
vom 13. Juni 2014 bis 18. Juli 2014 
und vom 8. April bis 9. Mai 2016. Es 
gingen insgesamt vier Einsprachen ein, 
wovon deren drei nach den Einigungs­
verhandlungen zurückgezogen wurden.

6.	Mit der Annahme der Änderung der 
baurechtlichen Grundordnung zur 
Zone mit Planungspflicht ZPP D Düker­
weg, wird das Amt für Gemeinden und 
Raumordnung über die hängige Ein­
sprache im Genehmigungsverfahren 
entscheiden. 

C Ausführlicher
Kommentar

■	 1	 Ausgangslage

Das Planungsgeschäft bezieht sich auf 
die Umzonung des gewerblich genutzten 
Areals am Dükerweg und der angren­
zenden Liegenschaften. Der Planungs­
perimeter wird begrenzt durch die 
Unterdorfstrasse, den Dükerweg und die 
Zulg. Die Umnutzung des Gschwend-
Areals wurde bereits im Rahmen der 
Revision der Ortsplanung 1995 bearbei­
tet. Das Amt für Gemeinden und Raum­
ordnung des Kantons Bern (AGR) ver­
weigerte damals die Genehmigung der 
Baureglementsbestimmungen von Art. 
59 ZPP D Dükerweg aufgrund ungenü­
gender Festlegung des Nutzungsmasses 
nach den Anforderungen des kantonalen 
Baugesetzes (BauG) und wies die ZPP D 
zur Neuplanung an die Gemeinde 
zurück. Da jedoch mit dem Inkrafttreten 
des Baureglements 1995 der Bebau­
ungs- und Richtplan Nr. 19 mit Sonder­
bauvorschriften Dükerweg vom 
29.12.1970 aufgehoben wurde, gelten 
die Bestimmungen zur Kernzone gemäss 
Art. 49 des Baureglements aus der Orts­
planung 1977. Diese lauten:
–	 Nutzungsart: Gewerbe, Geschäfte, 

Wohnen min. 25 % BGF
–	 Geschosszahl:	5

Unmittelbar nach der Rückweisung der 
planungsrechtlichen Bestimmungen zur 
ZPP D im Genehmigungsverfahren zur 
Ortsplanung 1995 wurde für das Areal 
Dükerweg ein Wettbewerb mit fünf 
beteiligten Büros durchgeführt. Ziel war, 
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eine gute Entscheidungsgrundlage zur 
Ergänzung der Grundordnung zu erlan­
gen. Nach den Überarbeitungen des 
Siegerprojektes wurde der Entwurf der 
Überbauungsordnung erarbeitet, um das 
definitive Nutzungsmass festzulegen. 
Die Planung wurde jedoch noch vor der 
Vorprüfung sistiert und nicht weiter­
verfolgt, da mit dem hauptbetroffenen 
Grundeigentümer bezüglich des vorge­
sehenen Nutzungsmasses (ca. 16'000 m2; 
Ausnützungsziffer AZ 1.1) keine Eini­
gung erzielt werden konnte.

Im Vorfeld der Teilrevision zur Ortspla­
nungsrevision 2008 wurde durch den 
Grundeigentümer eine Studie für eine 
mögliche Bebauung ausgearbeitet. Der 
Gemeinderat lehnte das Konzept auf­
grund der zu hohen Dichte (Bruttoge­
schossfläche BGF 31'000 m2, AZ ca. 2.2, 
5 bis 7 Geschosse plus Attika) und der 
fehlenden Integration in die ortsbauliche 
Struktur ins Unterdorf ab. Die Planung 
wurde deshalb auch nicht weiterverfolgt.

Um den Handlungsspielraum im Perime­
ter des Areals Dükerweg jedoch offen zu 
halten, entschied der Gemeinderat im 
Rahmen der Ortsplanungsrevision 2008 
dieses der Zone mit Planungspflicht ZPP 
KE Kernergänzungszone zuzuweisen und 
mit einem Hinweis im Zonenplan zu ver­
sehen. Der Hinweis hätte ermöglicht, 
unter bestimmten Voraussetzungen von 
Art und Mass der Nutzung der ZPP KE 
abzuweichen, wobei für diese Abwei­
chungen ein Volksbeschluss erforderlich 

gewesen wäre. Am 9. Oktober 2008 
wurde die Teilrevision der Ortsplanung 
vom AGR genehmigt, die vorgesehene 
Planungsmassnahme für das Gebiet 
Dükerareal jedoch wiederum zurück­
gewiesen.

Inzwischen wechselte der Besitzer des 
Gschwend-Areals. Im 2011 wurde eine 
Nutzungsstudie im Sinne einer Testpla­
nung mit der Absicht gestartet, sowohl 
für die Gemeinde als auch für den neuen 
Grundeigentümer eine konsensfähige 
Konzeptgrundlage zu erhalten. Das Ziel 
der Studie war, aufgrund einer fundierten 
Auseinandersetzung mit dem Gebiet 
bezüglich Städtebau, Art und Mass der 
Nutzung und Erschliessung eine aussa­
gekräftige Grundlage zur Definition der 
noch zu erlassenden baurechtlichen 
Grundordnung für dieses Gebiet zu 
erlangen. Die unbefriedigende Rechtssi­
tuation soll behoben und möglichst eine 
solide Ausgangslage für die Entwicklung 
des Areals geschaffen werden.

Die Grundsätze der Nutzungsstudie waren: 
–	 Stärkung der Identität und des Unter­

dorfes/Gschwend-Areals 
–	 Fördern einer städtebaulich qualitäts­

vollen Verdichtung mit gemischter 
Nutzung, die der zentralen, an den 
Ortskern Oberdorf angrenzenden 
Umgebungssituation gerecht wird und 
den Bedürfnissen der Grundeigen­
tümer Rechnung trägt.

–	 Aufwertung des Unterdorfes/Gschwend-
Areals als Ort für Begegnungen
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–	 Sicherstellung einer qualitätsvollen 
Umgebungsgestaltung

–	 Sicherstellung der Massnahmen 
gemäss Verkehrsrichtplan

Als Grundlage für die Nutzungsstudie 
wurde vorgängig ein Verkehrsmodell 
erarbeitet, welches die verträgliche Ver­
kehrsbelastung des umgebenden Stras­
sennetzes untersuchte. Aufgrund der 
Resultate wurden die maximale Fahrten­
zahl des Dükerareals und dadurch die 
möglichen Nutzungen festgelegt.

Zur Begleitung und Beurteilung der Nut­
zungsstudien wurde ein Beurteilungsgre­
mium eingesetzt, welches aus den 
Grundeigentümern, dem Fachausschuss 
der Gemeinde Steffisburg, Vertretern aus 
Politik und Verwaltung, dem AGR, dem 
kantonalen Tiefbauamt und der kanto­
nalen Denkmalpflege bestand. Die bei­
den beauftragten Planungsteams haben 
nach den Zwischen- und Schlussbespre­
chungen je eine bereinigte Studie vorge­
legt. Die Studien zeigten ebenfalls, dass 
eine sinnvolle Arealerschliessung einzig 
über den Dükerweg möglich ist.

Zwischenzeitlich führte die Gemeinde 
zusammen mit den Grundeigentümern 
und dem erweiterten Beurteilungsgre­
mium ein Studienverfahren mit fünf Pla­
nungsteams durch, welche im Rahmen 
der vorgesehenen Nutzungsvorschriften 
mögliche Bebauungsvarianten aufzeigen 
sollten. Die Resultate bestätigten, dass 
die beabsichtigten Vorschriften ortbildver­

träglich umgesetzt werden können. Um 
die Arealerschliessung und die in diesem 
Zusammenhang stehende Umgestaltung 
der Unterdorfstrasse optimal lösen zu 
können, muss der ZPP-Perimeter im 
Strassenbereich jedoch geringfügig ange­
passt werden. Die zusätzlich davon 
betroffene Grundeigentümerin ist mit die­
ser Erweiterung einverstanden.

Art. 60a

4.	Information
1	 (…)
2	 Hat die Planung die Erstellung von 

Anlagen der Detailerschliessung 
zur Folge oder sieht sie die Errich-
tung einer Zone mit Planungs-
pflicht vor, ist auch zu orientieren 
über die Planungskosten für die 
Überbauungsordnung, über die 
Kosten für Landerwerb und 
Erschliessungsanlagen und über 
den vorgesehenen Kostenanteil 
der Grundeigentümer.

3	 …

■	 2	 Rechtliche Rahmenbedin-
gungen (Verfahren und Vor-
schriften für Pläne)

2.1	 Baugesetz Kanton Bern (BauG)
Für den Erlass von Zonen mit Planungs­
pflicht gelten die einschlägigen Vor­
schriften des kantonalen Baugesetzes. 
Insbesondere sind folgende Bestim­
mungen zu beachten:
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Art. 73

4.3 Besondere Fälle
1 (…)
2	 Teile der Bauzone, deren Überbauung der Landschaft oder Siedlung besonders 

angepasst werden soll oder für die Ortsentwicklung besonders bedeutsam ist 
(z. B. Hanglagen, Kuppen, Altstadt- und Dorfkernzonen, Neubaugebiete), kön-
nen als Zone mit Planungspflicht bezeichnet werden, wenn es nicht möglich 
ist, die nötigen Vorschriften in der Grundordnung zu erlassen.

■	 3	 Änderung Grundordnung

3.1	 Zonenplan 
	 Gemeinde Steffisburg

Der ZPP-Perimeter enthält die Sektoren 
D1, D2 und D3 sowie den Strassenbe­
reich (Kantonsstrasse). Der Sektor D1 
umfasst das Gschwend-Areal (Parzelle 
Nr. 1245) und die Parzellen Nr. 41, 292, 
298, 951, 1261 (Teilbereich) und 3190. 
D2 beinhaltet die Parzelle Nr. 4 mit dem 
schützenswerten Bieri-Stock. Sektor D3 
entspricht der Parzelle Nr. 567, auf wel­
cher sich das Zentrum Brügg der Freien 
Evangelischen Gemeinde Steffisburg 
befindet. Zu den Sektoren zugehörig 
sind zusätzlich abparzellierte Trottoir­
bereiche gegen die Unterdorfstrasse.



8

Ausschnitt Zonenplan mit ZPP-PerimeterZPP-Perimeter mit Sektoren
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Nr.	 Gebiet	 Planungs-	 Art und Mass	 Grundsätze	 ES
		  zweck	 der Nutzung		

–	Schaffung einer 
städtebaulich quali­
tätsvollen Verdich­
tung mit gemisch­
ter Nutzung, die 
dem zentralen Ort 
am Brückenkopf 
des Unterdorfes 
und der an den 
Ortskern Oberdorf 
angrenzenden 
Umgebungssitua­
tion gerecht wird.

-	Aufwertung und 
Stärkung der Iden­
tität des ehema­
ligen Gschwend-
Areals im 
Unterdorf.

–	Sicherstellung einer 
guten Einordnung 
von Neubauten 
unter Berücksichti­
gung der Baustruk­
tur an der Aus­
trasse / 
Unterdorfstrasse 
und des schützens­
werten «Bieri-
Stocks» (Unter­
dorfstrasse 4).

Fortsetzung nächste Seite

Dükerweg Teilbereich D1
–	Maximale oberir­

dische Bruttoge­
schossfläche (Erd­
geschoss und 
Obergeschosse) von 
17’200 m2 (anre­
chenbare Landfläche 
von 13’727 m2). Die 
minimale oberirdi­
sche Bruttoge­
schossfläche beträgt 
13'000 m2.

–	Die Nutzungsart 
Wohnen darf die Flä­
che von 16'000 m2 
BGF und die Nut­
zungsart Verkauf 
5’000 m2 BGF nicht 
überschreiten. Für 
Güter des täglichen 
Bedarfs darf maxi­
mal eine Verkaufs­
fläche mehr als 
1’000 m2 BGF auf­
weisen.

Fortsetzung nächste Seite

Grundsätze
–	Zur Qualitätssicherung 

des Planungszwecks 
führt die Gemeinde im 
Sektor D1 ein Verfah­
ren nach anerkannten 
Verfahrensregeln durch 
(qualifiziertes Verfahren 
mit Projektwettbewerb 
SIA 142 oder Studien­
auftrag SIA 143). Über 
Ausnahmen entscheidet 
der Gemeinderat.

–	Geschosszahlen:
	 a)	Sektoren D1 entlang 

der Unterdorfstrasse 
und Sektor D2: 
max. 4 Geschosse 
(inkl. Attika).

	 b)	Der Gemeinderat 
kann im Sektor D1 
für von der Unter­
dorfstrasse zurück­
versetzte Bauten 
zusätzliche 
Geschosse zulassen, 
jedoch maximal 6 
Geschosse (6. 
Geschosse nur 
punktuell).

–	Der schützenswerte 
Bieri-Stock, Unter­
dorfstrasse 4, ist zu 
erhalten. 

Fortsetzung nächste Seite

D III

3.2	 Baureglement Gemeinde
	 Steffisburg

Art. 58 des Baureglements der Gemeinde 
Steffisburg, welcher die allgemeinen 

Bestimmungen zu den Zonen mit Pla­
nungspflicht (ZPP) enthält, bleibt unver­
ändert. Art 59, welcher die einzelnen 
ZPP umschreibt, wird wie folgt ergänzt:
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Nr.	 Gebiet	 Planungs-	 Art und Mass	 Grundsätze	 ES
		  zweck	 der Nutzung		

Fortsetzung

Teilbereich D2
–	Der schützenswerte 

Bieri-Stock, Unter­
dorfstrasse 4, kann 
ohne Anrechnung 
zur Bruttogeschoss­
fläche innerhalb des 
bestehenden Bauvo­
lumens ausgebaut 
werden.

–	Zusätzlich ist ein 
freistehender Neu­
bau mit einer maxi­
malen BGF von 
1’300 m2 zugelas­
sen. Die minimale 
oberirdische Brutto­
geschossfläche für 
den Neubau beträgt 
1'000 m2.

Teilbereich D3
–	Bestehende 

Gebäude können 
innerhalb des beste­
henden Volumens 
ausgebaut werden.

–	Erweiterungen sind 
zugelassen, wenn 
die Ortsbildverträg­
lichkeit nachgewie­
sen ist.

–	Ein Abbruch und 
Wiederaufbau der 
bestehenden Bauten 
am heutigen Stand­
ort ist zulässig.

Fortsetzung

–	Der Strassendorfcha­
rakter der Unterdorf­
strasse ist zu erhalten. 

–	Die Massnahmen des 
Verkehrsrichtplans zum 
Anschluss Dükerweg / 
Austrasse / Unter-
dorfstrasse sowie zur 
Dükerbrücke sind zu 
berücksichtigen. Der 
Hauptanschluss zu 
Sektor D1 hat an der 
Unterdorfstrasse via 
Dükerweg zu erfolgen. 
Für die Sektoren D2 
und D3 sind die beste­
henden Anschlüsse an 
die Unterdorfstrasse 
zugelassen. Die 
Erschliessung von 
zusätzlicher Bruttoge­
schossfläche (Sektor 
D2) ist über den Sektor 
D1 sicherzustellen.

–	Entlang des Planungs­
perimeters ist zur 
Sicherung des Raum­
bedarfs für Fliess­
gewässer ein durch-

	 gehender Gewässer­
abstand von 15.0 m, 
gemessen ab vegetati­
onsfreiem Böschungs­
fuss (Mittelwasserlinie) 
einzuhalten. Vorbehal­
ten bleiben zusätzliche 
Nutzungen im dicht 
bebauten Gebiet 
gemäss Gewässer­
schutzverordnung 
(GSchV).

Fortsetzung nächste Seite

 

Fortsetzung

–	Sicherstellung einer 
optimalen und 
rationellen Ver­
kehrserschliessung 
für alle Verkehrs­
teilnehmenden.
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Nr.	 Gebiet	 Planungs-	 Art und Mass	 Grundsätze	 ES
		  zweck	 der Nutzung		

Fortsetzung

–	Im Teilgebiet D1 darf 
die Anzahl Fahrten 
(DTV) von 2'200 nicht 
überschritten werden.

–	Entlang der Zulg ist ein 
durchgehender, öffent­
licher Uferweg (Fortset­
zung des Reckweges bis 
zur Dorfbrücke) zu rea­
lisieren. Die Lage des 
Weges kann aufgrund 
des Detailprojektes 
innerhalb des Planungs­
perimeters und auch 
ausserhalb auf der 
Gewässerparzelle zu 
liegen kommen.

–	Die Aussenräume ent­
lang der Zulg sind 
naturnah zu gestalten.

–	Anzustreben ist eine 
umweltschonende, 
möglichst CO2-neutrale 
Energieversorgung. Bei 
Gebäuden, die neu 
erstellt oder erweitert 
werden, dürfen höch­
stens 50 % des erfor­
derlichen Wärmebe­
darfs für Heizung und 
Warmwasser mit nicht 
erneuerbarer Energie 
gedeckt werden. 

–	Im Interesse einer res­
sourcenschonenden 
Verwendung von Bau­
materialien und einer 
optimierten Mobilität 
sind der aktuelle 
Gebäudestandard 
Energiestadt und die 
Zielwerte des SIA-Effi­
zienzpfad Energie 
anzustreben.
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■	 4	 Information über die Planungs- 
und Erschliessungskosten

Die Planungskosten für die nach der 
Genehmigung der Grundordnung erfor­
derliche Überbauungsordnung werden 
mittels Infrastrukturvertrag den pri­
vaten Grundeigentümern, welche eben­
falls als Investoren auftreten, überbun­
den. Ebenfalls werden diese gemäss 
Erschliessungsvertrag die Kosten zur 
Umlegung der öffentlichen Kanalisa­
tionsleitung in der Austrasse zu tragen 
haben. Die Kostenaufteilung für Anpas­
sungen an der Basiserschliessung 
(Unterdorfstrasse im Eigentum des 
Kantons) richtet sich nach dem Verur­
sacherprinzip mit Vorteilsanrechnung zu 
Lasten der Grundeigentümer resp. der 
Profitierenden. Da die Sanierung der 
Ortsdurchfahrt Steffisburg als Mass­
nahme im Agglomerationsprogramm 
Verkehr+Siedlung 2. Generation enthal­
ten ist, wird sich der Kanton im Rahmen 
der nicht den Verursachern anzurech­
nenden Kosten am Projekt beteiligen. 

■	 5	 Beurteilung der neuen Zonen-
bestimmungen nach Art. 47 
Raumplanungsverordnung RPV

5.1	 Siedlung
Die vorliegenden ZPP-Vorschriften schaf­
fen die Voraussetzungen, damit eine 
zukünftige Überbauung der angren­
zenden Umgebungssituation gerecht 
wird und eine städtebauliche qualitäts­

volle Verdichtung mit einer entspre­
chenden Umgebungsgestaltung sicher­
gestellt werden kann. Nebst neuem 
Wohnraum wird ein Raumangebot für 
Gewerbe, Verkauf, Dienstleistung und 
öffentlichen Nutzungen angeboten. 
Dadurch wird die Belebung des Unter­
dorfs gefördert. Die ZPP schafft die 
Voraussetzungen, dass das Gschwend-
Areal zu einer attraktiven Wohn-, 
Arbeits-, Einkaufs- und Begegnungszone 
wird.

5.2	 Wirtschaft
In der Neuüberbauung kann rund ein 
Viertel der zulässigen Bruttogeschoss­
fläche für Gewerbe (Verkauf und Dienst­
leistung) genutzt werden. Es werden 
somit günstige Voraussetzungen für die 
Entwicklung des Gewerbes geschaffen. 
Damit der zentrale Ort von Steffisburg 
auch tatsächlich entwickelt wird, muss 
für die Grundeigentümer sowie für 
potentielle Investoren eine vernünftige 
Wirtschaftlichkeit gegeben sein. Eine 
Berechnung durch einen externen Gut­
achter ergab, dass beim angestrebten 
Nutzungsmix und dem Erreichen der AZ 
von 1.25 ein wirtschaftliches Projekt 
umgesetzt werden kann. 

Aufgrund der heute noch geltenden Bau­
vorschriften ist eine fünfgeschossige 
Bauweise möglich. Das heisst, mit der 
neuen Grundordnung entsteht gemäss 
gängiger Praxis der Gemeinde Steffis­
burg kein Planungsmehrwert im Sinne 
der Mehrwertabschöpfung.
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5.3	 Verkehr
Als Grundlage für die Nutzungsstudie 
wurde ein Verkehrsmodell erarbeitet, 
welches Lösungen für die zukünftige 
Verkehrssituation aufzeigt. In den 
Grundsätzen der ZPP-Vorschriften ist 
festgehalten, dass die Massnahmen des 
Verkehrsrichtplans, des Verkehrsmodells 
B+S AG vom 26. Januar 2012 und die 
Grundlagen (Gestaltung Verkehrsknoten 
und Freihalteflächen für Kreisel «Unter­
dorfstrasse – Austrasse») zum 
Anschluss Dükerweg, Austrasse und 
Unterdorfstrasse sowie zur Dükerbrücke 
zu berücksichtigen sind. 

5.4	 Umwelt
Die heutige Verkehrsbelastung an der 
Unterdorfstrasse weist einen durch­
schnittlichen täglichen Verkehr (DTV) 
von 12’000 Fahrten auf. Mit der durch 
die neue Arealnutzung prognostizierten 
Verkehrsmenge von 2’200 Fahrten 
(DTV) (durch die heutige Nutzung 
bereits generierte Fahrten können hier 
in Abzug gebracht werden), werden die 
bestehenden Handlungsspielräume zur 
lokalen Belastbarkeit betreffend Lärm 
und Luftreinhaltung eingehalten.

Die von der Gemeinde (Energiestadt­
label seit 2014) in vorbildlicher Weise 
vorgesehenen Energiebestimmungen 
(jeweils aktueller Gebäudestandard 
Energiestadt – mittlerweile Gebäude­
standard 2015 – oder Zielwerte nach 
SIA Effienzpfad Energie) wurden durch 
die kantonale Fachstelle im Vorprüfungs­

verfahren als nicht genehmigungsfähig 
beurteilt. Daher beschränken sich die 
Vorschriften auf mögliche, jedoch 
erreichbare Einzelbestimmungen wie 
z.B., dass höchstens 
50 % des erforderlichen Wärmebedarfs 
für Heizung und Warmwasser mit nicht 
erneuerbarer Energie gedeckt werden 
dürfen. Das Erreichen der ursprünglich 
verbindlich vorgesehenen Energiestan­
dards wurde im Interesse einer ressour­
censchonenden Verwendung von Bau­
materialien und einer optimierten 
Mobilität als Empfehlung aufgenommen.

■	 6	 Planungsverfahren zur 
	 Änderung der Grundordnung

Das Verfahren der Änderung des Baure­
glements richtet sich nach dem ordent­
lichen Planungsverfahren (Mitwirkung, 
Vorprüfung durch das AGR, öffentliche 
Auflage, Beschluss Gemeinderat und 
Grosser Gemeinderat, Gemeindeabstim­
mung durch Stimmberechtigte sowie die 
Genehmigung durch das AGR).

6.1	 Mitwirkung
Am 13. Februar 2014 fand eine öffent­
liche Orientierung statt, an welcher der 
Gemeindepräsident über die Ausgangs­
lage, die Ergebnisse der für die ZPP D 
durchgeführten Testplanung und den 
Entwurf der Bestimmungen zur ZPP D 
orientierte. Anschliessend konnten die 
Teilnehmenden in einem Workshop ihre 
Gedanken und Ideen zu den Stärken 



14

und Schwächen und zur gewünschten 
Entwicklung im Bereich der ZPP D disku­
tieren und einbringen. Diese Orientie­
rung galt gleichzeitig als Mitwirkungs­
start, welche vom 17. Februar bis 18. 
März 2014 dauerte. Nebst einer summa­
rischen Beurteilung aus dem Orientie­
rungsanlass haben 12 Mitwirkende Ein­
gaben gemacht. Zu diesen Eingaben 
nahm die Planungsbehörde im Mitwir­
kungsbericht Stellung, hielt jedoch an 
ihrer Formulierung der Baurechtsbestim­
mungen zur ZPP D fest.

Die Mehrheit der Mitwirkenden beurteilte 
das informative und transparente Vor­
gehen positiv und unterstützt die Pla­
nungsbehörde, mit den vorgesehenen 
Vorschriften zur ZPP die planerischen 
Voraussetzungen zur Aufwertung des 
Unterdorfs zu schaffen. Es wurden aber 
auch kritische Stimmen zum Verkehr, wel­
cher durch eine neue Bebauung generiert 
wird, laut. Diese Problematik wurde 
bereits vor dem Erlass der Nutzungsstudie 
untersucht (Verkehrsmodells B+S AG vom 
26. Januar 2012) und aufgrund der gel­
tenden Gesetzesvorschriften als zulässig 
beurteilt. Daher fanden diese Vorgaben 
bereits Niederschlag in der Grundord­
nung. Die Einhaltung dieser Vorgaben 
wird in den nachfolgenden Planungen 
(Überbauungsordnung, Baubewilligungs­
verfahren) nachgewiesen werden müssen.

6.2	 Vorprüfung
Die Vorprüfungsunterlagen wurden am 
19. Februar 2014 dem AGR zugestellt. 

Der Mitwirkungsbericht wurde am 
14. April 2014 nachgeliefert. Die Planun­
terlagen wurden aufgrund der Genehmi­
gungsvorbehalte im Vorprüfungsbericht 
vom 3. Juni 2014 bereinigt.

6.3	 Öffentliche Auflagen
Die erste öffentliche Planauflage erfolgte 
vom 13. Juni bis 18. Juli 2014. Es gin­
gen drei Einsprachen ein, wovon deren 
zwei nach den Einigungsverhandlungen 
vom 12. August 2014 und 15. Oktober 
2014 zurückgezogen wurden.

Die verbleibende Einsprache richtet sich 
grundsätzlich gegen den Verkehr, welcher 
die neue Bebauung erzeugen wird. Der 
Einsprecher argumentiert, dass die Au­
strasse und die weiterführende obere 
Bahnhofstrasse den grössten Teil des 
in Richtung West fliessenden Verkehrs 
aus dem Areal Dükerweg aufnehmen 
müssen. Daher sei das vorgesehen 
Nutzungsmass in den ZPP-Vorschriften 
(welche in der Kernergänzungszone liege) 
zu halbieren, was gleichzeitig auch die 
Abstimmung von Mass und Struktur auf 
die angrenzenden Gebiete ermögliche. 
Zudem seien in der Baureglementsergän­
zung keine Massnahmen zur Abwehr und 
Lenkung des zusätzlich erwarteten Mehr­
verkehrs durch das Wohnquartier Rich­
tung Westen festgelegt. 

Aus dem Verkehrsmodell der B+S AG 
vom 26. Januar 2012, welches die Ver­
kehrsströme des Dükerareals aufzeigt, ist 
keine spürbare Mehrbelastung des west­
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lichen Wohnquartiers ablesbar. Hingegen 
soll die heute bestehende Verkehrsbela­
stung im Wohnquartier gemäss Verkehrs­
studien zum Bypass Thun Nord nach des­
sen Inbetriebnahme geringer werden. 
Massnahmen zur Lenkung des Verkehrs 
sind Bestandteil des behördenverbind­
lichen Verkehrsrichtplans der Gemeinde 
Steffisburg und sind auf die heutige Ver­
kehrssituation bezogen bereits stufenge­
recht umgesetzt. Die Forderung zur Hal­
bierung des Nutzungsmasses im 
Perimeter der ZPP D widerspricht den 
Zentrumsanforderungen und dem Gebot 
der haushälterischen Bodennutzungen. 
Die erarbeiteten ZPP-Vorschriften stellen 
eine Grundlage für eine optimale Ver­
dichtung unter Berücksichtigung beste­
hender Infrastrukturen und städtebau­
licher Aspekte dar. Sie entsprechen somit 
vollständig den Anforderungen der neuen 
Raumplanungsgesetzgebung, bestehende 
Siedlungsflächen besser zu nutzen und 
vor der Einzonung neuer Bauzonen nach 
Innen zu verdichten. 

Eine zweite öffentliche Auflage erfolgte 
aufgrund geänderter übergeordneter 
Gesetzgebung (Festlegen eines minima­
len Nutzungsmasses zur Sicherstellung 
einer haushälterischen Bodennutzung) 
und bedingt durch eine geringfügige 
Anpassung des ZPP-Perimeters im 
Bereich Unterdorfstrasse. Die Auflage 
fand vom 8. April bis 9. Mai 2016 statt. 
Es ging eine Einsprache ein, welche 
nach der Einigungsverhandlung vom 17. 
Mai 2016 zurückgezogen wurde.

Der Gemeinderat beantragt der Geneh­
migungsbehörde, die aufrechterhaltende 
Einsprache aus der ersten öffentlichen 
Auflage abzulehnen.

■	 7	 Schlussbemerkungen

Das Amt für Gemeinden und Raumord­
nung des Kantons Bern wird nach der 
Beschlussfassung durch die Stimmbe­
rechtigten von Amtes wegen über die 
noch hängige Einsprache befinden. Mit 
der Genehmigung durch die kantonalen 
Instanzen wird die Änderung der bau­
rechtlichen Grundordnung, bestehend 
aus 
–	 Änderung Zonenplan Zone mit 
	 Planungspflicht ZPP D Dükerweg
–	 Änderung Baureglement, Art. 59 

Zone mit Planungspflicht ZPP D 
Dükerweg

rechtskräftig.

■	 8	 Aktenauflage

Die Akten zu diesem Geschäft liegen bis 
am Abstimmungstag bei der Gemeinde­
verwaltung Steffisburg, Abteilung Hoch­
bau/Planung, Höchhusweg 5, 3612 Stef­
fisburg, während den ordentlichen 
Büroöffnungszeiten zur Einsichtnahme 
auf. Die Abstimmungsunterlagen sowie 
der Erläuterungsbericht sind auf der 
Gemeindehomepage www.steffisburg.ch 
ebenfalls publiziert und abrufbar.



Gemeindeverwaltung Steffisburg
Höchhusweg 5 – Postfach 168
3612 Steffisburg
Telefon 033 439 44 44
info@steffisburg.ch
www.steffisburg.ch

Der Grosse Gemeinderat empfiehlt 
den Stimmberechtigten am 
25. September 2016 wie folgt 
zu stimmen:

■	 JA zur Änderung der bau-
	 rechtlichen Grundordnung 
	 bestehend aus
	 –	Zonenplan Zone mit Planungs-
	 	 pflicht ZPP D Dükerweg
	 –	Baureglement, Art. 59 Zone 
	 	 mit Planungspflicht ZPP D
		  Dükerweg

Empfehlung an die 
Stimmberechtigten


